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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren 

Es ist mir Ehre und Freude, beides verbunden mit  Dank für Ihre Einladung, in einer Veranstaltung des European Institute of Klimate and Energie (EIKE), über 

 „Wie zeitgemäß ist Kernenergie?  Endlagerung & Fusion            vorzutragen.  
 Geschichte der Kernspaltung

Die Kernspaltung ist die mit Abstand älteste, von der Natur angestoßene Form der konventionellen Energieerzeugung  (in wessen Auftrag?), wie zeitliche und technische Daten in Bild 1 zusammengefasst beweisen. Das Leistungsvermögen der Reaktoren betrug 10 bis 100 Kilowatt entspr. 100 Milliarden kWh. Trotz dieser veröffentlichten Erkenntnisse ist man überzeugt, dass Endlagerung in Deutschland ein ungelöstes Problem bleibt. Diese Anlagen können als Vorläufer unserer 17 Leichtwasser – Reaktoren  angesehen werden.
Bild 2 weist neben den Erfordernissen eines Naturreaktors (blau) die technischen Ergänzungen der Industriereaktoren auf.
Kernenergie erfreut sich weltweit- bis auf Deutschland- einer weltweiten Renaissance, denn sie ist a) zeitgemäß, b) sicher, c) preisgünstig, d) nachhaltig, e) CO2 frei und f) endlagerfähig. Davon möchte ich Sie nachfolgend überzeugen.

a) Weltweit wurden seit Januar 2009 212 Kernkraftwerke mit 438 Reaktorblöcken in 31 Ländern mit einer installierten Gesamtleistung von 371.576 Megawatt (MW) zur kommerziellen Stromgewinnung genutzt, 64 Reaktoren – Gesamtleistung: 62.754 MW, Stand: 17. Juli 2010 - befinden sich in Bau, darunter zehn länger als 15 Jahre. 125 Reaktorblöcke mit einer Gesamtleistung von 37.794 MW, das sind nur 60% der neuinstallierten, wurden bis Juli 2010 außer Betrieb genommen
b) Der Beweis für die Sicherheit unserer Reaktoren geht aus dem weltweiten  guten Abschneiden im Zeitraum 1980/2008 aus Bild 3 deutlich hervor. In den 29 Jahren belegten sie 26mal Stufe 1, 23mal Stufe 2, 20mal Stufe 3.  Zusätzlich belegten sie 51% der restlichen Positionen 4 bis10. In 2009: 2. und 3. Platz;   Insgesamt waren sechs unter den ersten zehn. 
Keine der konkurrierenden Nationen kann Vergleichbares vorweisen. Man muss hier nachdrücklich darauf Hinweisen, dass der Tschernobyl Reaktor kein Leichtwasser Reaktor war. Alle Planungs-, Ausführungs- und Bedienungsfehler traten bei keinem unserer Reaktoren auf. 
Trotz aller Sicherheitsvorkehrungen gibt es weltweit Störfälle. Die Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) hat eine Bewertungsskala                                                                                                                        aufgestellt. Meldepflichtige Ereignisse werden bei KKW`s nach drei Aspekten wie in aufgeführt, bewertet:                                                                                                                                                                                                              1. Radiologische Auswirkungen außerhalb und 2. innerhalb der Anlage                                         3. Beeinträchtigung der Sicherheitsvorkehrungen                                           Nach diesen Kriterien werden acht einzelne Stufen definiert. Sie lauten: Bild 4    
Die bisher in der BRD registrierten Störfälle beschränken sich auf die Stufen 0 bis 2 mit folgenden Ereignissen:
                                                     Stufe 0: Ereignis unterhalb der Skala

Keine oder nur eine sehr geringe Störung von sicherheitstechnischer Bedeutung. 

                                                     Stufe 1: Störung

 Abweichungen vom normalen Betrieb der Anlage

                                                     Stufe 2: Störfall

Auswirkungen innerhalb der Anlage: Erhebliche Kontamination, unzulässig hohe Strahlenexposition beim Personal. Begrenzter Ausfall der gestaffelten Sicherheitsvorkehrungen.
Nur 3 Ereignisse der Stufe 2: Störfall ereigneten sich bisher:               

zwei im KKW Unterweser 1998; einer im KKW Philippsburg  2001.

Alle anderen Meldungen wurden von den Behörden ausnahmslos geringer eingestuft. Die Mehrzahl entfiel auf  Null.
Welchen Stellenwert Sicherheitsprüfungen bei uns hatten, zeigt der 1966 in der KFA Jülich vorgenommenen Test. Vor Inbetriebnahme des 30 MW AVR Forschungsreaktors wurde ein „größter anzunehmender Unfall“ (GAU) in Anwesenheit des verantwortlichen Physikers, dem TÜV und der Reaktorsicherheitskommission geprobt.
Ergebnis: Der Reaktor schaltete sich von selbst aus, kühlte nach einigen Tagen ab und lief 30 Jahre störungsfrei. Man nennt diese Reaktoren „inherent“.
Die Inbetriebnahme des Nachfolgemodells, ein  300 MW-THTR - Block wurde 1986 in Hamm- Schmehausen nach einer Stromerzeugung von 2 Milliarden kWh/a nach dreijährigem Betrieb 1989 unter politischen Druck stillgelegt, ohne dass dafür entscheidende technische Mängel erkennbar waren. 

Mit diesem Stilllegungsbeschluss hat Deutschland sein  weltweites Monopol und seine absolute Führungsposition in dieser Technik im eigenen Land leichtfertig verschenkt. Andere Staaten, besonders Südafrika, China, aber auch Frankreich, USA, Südkorea, Japan sowie Holland haben unsere Technik angewandt, in den vergangenen 20 Jahren mit deutscher Unterstützung weiterentwickelt und mit dem Bau dieses Reaktortyps begonnen.
Ohne Kenntnis bzw. Erwähnung dieser Fakten bleiben geäußerte Zweifel an der Sicherheit unserer KKW reine Demagogie.

c) Daten in Bild 5 und 6 zeigen für 2007/8, dass die Stromerzeugungskosten im Strommix nur deswegen 5, 53/ 5,61 Cent pro kWh kosteten, weil 69,4/66,9% Strom aus Uran, Stein – und Braukohle erzeugt wurden. Kernenergie ist gegenüber Solar- und Windenergie konkurrenzlos preiswert.

Fördermittel für Forschung und Entwicklung der Kernenergie durch den Staat betrugen gemäß neuester Angaben von Frau Prof. Kemfert (DIW) in den letzten 50 Jahren 80 Milliarden €. Darunter fielen sowohl Forschungssubventionen als auch Steuervergünstigungen. Im Vergleich zur erzeugten Strommenge erhielten  Solarenergie 23 Milliarden € und Windenergie mit jetzt 30 Milliarden € deutlich mehr. Zusätzliche Ausgaben werden durch das Energie - Einspeisungsgesetz auf 20 Jahre festgeschrieben. Die Abgaben werden sich in 2010 auf 8,2 Milliarden € erhöhen, das sind 75 % mehr als in 2009. Nach Angaben des RWI wird jeder einzelne Arbeitsplatz  der Solarindustrie mit 153. 000 € pro Jahr subventioniert.
.
Vergleicht man Leistungen, Verfügbarkeit, Stromerzeugung  Baukosten und Subventionen der vier Verfahren, so stellt man  fest,  dass die Baukosten für „off shore“ bzw. Solaranlage wie in Bild 7 zusammengestellt ca. dreimal bzw. ca. achtmal teurer werden als die einer EPR- Anlage. Errechnete Baukosten für 50 beantragte bzw. genehmigte off shore WKA in Nord- und Ostsee bezogen auf veröffentlichte Daten des Alpha Ventus Parks bei gleichbleibender Leistung (60 MW) und Betriebsdauer (3800 h/a) siehe  Bild 8       

                                                                                               Zusätzlich belastend kommen für WKA´s, Lebensdauer, mangelnde Sicherheit, Flächenbedarf und Grundlastfähigkeit hinzu. Letztere wurde 2007 in der BRD von Kern- (45%), Braunkohle- (49%) und Laufwasserkraftwerken (6%) erbracht. Eine dreifach längere Laufzeit bedeutet dreimaliger Aufbau mit  Gesamtkosten von ca. 37.5 Milliarden €. Zusätzlich erzeugt der KK-EPR 1,25 Milliarden kWh/a; das ist die Strommenge von 5,5 Alpha Ventus Anlagen mit Kosten von 1.37 Milliarden €. Inzwischen addieren sich Kosten auf 38,87 Milliarden €.   
Zur zusätzlichen Kostensteigerungen wird auch der Ausbau des Stromnetzes zur Aufnahme von 55.000 MW (Land: 45.000 MW entspr. 112 TWh; „off shore“: 10.000 MW entspr. 37 TWh) Windenergie“ bis 2020 kommen. 
Gemäß  DENA Studie vom 23.11.2010 müssen bis 2020, je nach Szenario, 2000 bis 4300 km Kabel neu verlegt werden. DENA hat nachfolgende Varianten berechnet: 

Für die Basisvariante mit herkömmlichen 380 kVolt-Leitungen würde für 3.600 km, 9,5 Milliarden €  benötigt.

Die Variante Hochtemperaturleiterseile kostet für 1.700 km (alte Leitungen könnten ertüchtigt werden) 17 Milliarden €.
Bei einer Erdverkabelung belaufen sich für 3.400 km  neue Leitungen die Kosten auf 29 Milliarden €.
Das bedeutet, dass anteilig nochmals 10 bis 30 Milliarden € hinzukommen müssen. Das Problem für Bereitstellung und Kosten zur Speicherung additiver Energien ist noch nicht einmal ernsthaft bedacht worden.
Beachtenswert ist da die Information (FAZ 28.01.2010) „Mehr Windräder, weniger Strom“. Obwohl die Kapazität der WKA 2009 um 7% stieg, fiel die Stromerzeugung um 6%. 

Die off- shore Anlage Alpha Ventus ging  am 27.4.2010 mit 12 WKA ans Netz, wenig später fielen sechs davon infolge Materialschäden aus und müssen ersetzt werden. Hoffentlich wird mit dem Ausbau der Windenergie kein neues Milliardengrab ausgehoben. 
Windkraftwerke, Solar- und Bioenergie sind überall dort eine Option und sinnvoll, wo sie geographisch alternativlos oder zur herkömmlichen Stromerzeugung unsubventioniert preiskompatibel sind. Beides trifft für die BRD nicht zu. Derartige Energieanlagen könnten aber auf den Weltmärkten– falls unsubventioniert- bedeutungsvoll sein.           

d) Es ist unbestritten, dass die natürlichen Uranvorkommen mit 0,72% 235Uran und Gestehungskosten von 80$/kg- die Brennstoffversorgung für 60 bis 70 Jahre sicherstellen. Bei 100-130$/kg verlängert sich die Versorgung auf ca. 400 bis 500 Jahre, bezogen auf  die heutigen Strom erzeugenden Kernreaktoren.   

                                                                                                                       Bild 9
In den letzten 20 Jahren hat man Schnelle Brüter zur Stromerzeugung entwickelt und praktisch erprobt. Hier wird aus 238Uran mit ungebremsten Neutronen 239Plutonium erbrütetet und  als Spaltmaterial verwendet, d.h., das gesamte in der Natur vorhandene Uranerz kann zur Stromerzeugung eingesetzt werden. Dadurch wird die Brennstoffversorgung praktisch um den Faktor ca.100  verlängert, d. h. auf  ca. 50.000 Jahre.

Dem  THTR - Kugelhaufenreaktor können bis zu 10% 232Thorium, das in der Erdkruste fünfmal häufiger vorkommt als Uran, als Spaltmaterial zugefügt werden. Er erbrütet spaltfähiges 233Uran, ist unterkritisch und erzeugt wesentlich weniger langlebige, strahlende Transurane; somit wäre dies eine weitere Option zur Verlängerung der Brennstoffversorgung. 

Wissenschaftler in Takasaki, Japan.  haben ein Verfahren zur Gewinnung von Uran aus dem Meerwasser, das ca. 4,5 Milliarden Tonnen enthält, veröffentlicht.  Der vorläufige Preis liegt bei 400 bis 500 $/ kg U. Zweifel an mangelnde Nachhaltigkeit sind völlig unangebracht. 

Mitte 2001 schlossen sich 9 Nationen – Argentinien, Brasilien, Kanada, Frankreich, Japan, Süd-Korea, Süd-Afrika, England und die USA zum „Generation IV International Forum“ (GIF) zusammen, um die 4. Generation kerntechnischer Systeme für die zweite Hälfte des 21. Jahrhunderts in gemeinsamer Forschung vorzubereiten.  Die Schweiz (2002),  Euratom (2003 mit der BRD als Trittbrettfahrer), China und Russland schlossen sich 2006 an. Das sind z. Zt. die wichtigsten Industrienationen. 
Die neuen Systeme sollten sicher, zuverlässig, Ressourcen schonend sein und eine wirtschaftliche Stromerzeugung bei minimaler Abfallproduktion ermöglichen. Ein besonderer Wert wird auf Konzepte gelegt, die eine

nachhaltige Nutzung des Brennstoffes Uran gestatten. Der hierzu benötigte Brennstoffkreislauf soll proliferationssicher sein. Sechs Reaktorkonzepte bzw. Technologielinien werden vom Forum weiterhin gemeinsam untersucht. Dabei handelt es sich um Konzepte zu 1) Leichtwasserreaktoren mit überkritischen Dampfzuständen,  2) Höchsttemperaturreaktoren, 3) drei Linien zu Schnellen Brüter Reaktoren und 4) Salzschmelzereaktoren.
e) Trotz übereinstimmender Veröffentlichungen  zur Relation „Brennstoff, Energie und Kohlendioxidausstoß“ gab es Anfang 2006 eine politische Aussage im ZDF: „Atomenergie – wenn man die Kohlendioxydbilanz betrachtet von der Erzeugung des Urans an bis zur entsprechenden Abtrennung dann im Kraftwerk – ist diese kohlendioxidintensiver als die eines Braunkohlekraftwerk.             Zitat aus der FAZ:  „Das ist kompletter Unsinn“, der Autor ergänzte in  Bild 10 seine Aussagen mit zuverlässigen Zahlen.                                                                                                                                             
Selbst wenn man die „graue Energie“(zum Bau und Betrieb notwendig) berücksichtigt, scheiden Kernkraftwerke auch gegenüber Biomassekraftwerken besser ab. 

Eine sinnvolle, realistische und finanzierbare Reduktion des CO2 Ausstoßes lässt sich durch eine paritätische Kohle- Kernkraftwerke Kombination erreichen. Der Bau von 2,3 Kohlekraftwerke (KKW) mit einer Gesamtstromerzeugung von 12,88∙109 kWh (siehe Bild 8) und eines EPR Reaktors gleicher Stromerzeugung ergeben insgesamt 25,76∙109 kWh. Der CO2 Ausstoß des KKW würde sich durch den erzeugten Gesamtstrom pro kWh halbieren. Die Kosten für die 2,3 KKW beliefen sich auf 1,96∙109 € und die EPR Reaktors auf 5,0∙109 € insgesamt zu 6,96∙109 € addieren. Für eine vergleichbare CO2 Minderung müssten 113 Alpha Ventus Anlagen mit Baukosten von 28,25∙109 € gebaut werden. Da die Lebensdauer eines KKW 40, die eines EPR Reaktors 60 und die des Windparks aber maximal nur 20 Jahre betragen, müssen die Kosten des Letzteren um mindestens das 2.5 fache auf  70,6∙109 € erhöht werden.

f) Chronologie der Festlegung von Endlager

Am 4. Mai 1963 beschließt die Deutsche Atomkommission Aussagen zur Entsorgung radioaktiver Abfälle. Diese lauten: 
Untersuchung geeigneter geologischer Formationen für unterirdische Lagerung radioaktiver Abfälle.
Planung, Vorbereitung und Ausführung eines Endlagers in der Salzstruktur.

Auswahlkriterien für die Festlegung von Endlagern wurden 1963 im Gutachten der Bundesanstalt für Bodenforschung - jetzt Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) –  bestimmt und in Bild 11 aufgeführt. 

Die besondere Eignung von Salzlagerstätten für die Endlagerung von  radioaktiven Abfällen aus Forschungseinrichtungen und Kernkraftwerken wurden von anerkannten deutschen und schon seit 1957 auch von amerikanischen Wissenschaftlern hervorgehoben.                                    Bild 12                                                                                                                                           Ohne die natürliche Lagerung in Oklo gekannt zu haben, wird Ton empfohlen.
Der Ausbau der bis 1967 vorgeschlagenen Salzstöcke Bunde, Lesum und Harsfeld scheiterten am Einspruch der Behörden.                                                     

Die vom Niedersächsischen Landesamt für Bodenforschung, in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Bodenstoffe, 1974 ermittelten 26 Standorte, von denen drei Salzstöcke Lutterloh, Lichtenhorst und Waten als besonders geeignet eingestuft waren, ereilte das gleiche Schicksal.
Ebenso erging es den vom Bund 1972 ausgewählten Standorte Wahn, Weesen-Lutterloh und Lichtenhorst. Sie scheiterten an Protesten der Bevölkerung. Dies alles führte zu der am 10. August 1976 vom Bundesforschungsminister Hans Matthöfer (SPD) und dem niedersächsische Finanz- und Wirtschaftsminister Walter Leisler-Kiep (CDU) getroffenen Entscheidung, die Erkundungsarbeiten einzustellen; allerdings unter der 1975 gegebenen Zusage von Ministerpräsident Alfred Kubel (SPD), dass ein nukleares Entsorgungszentrum in Niedersachsen realisiert wird.

Parallel und unabhängig dazu führte eine ministerielle Arbeitsgruppe der Niedersächsischen Landesregierung  1976 die Auswahl eines Standortes aus mehr als 140 norddeutschen Salzstöcken nach einem strengen Kriterienkatalog durch. Die Auswahl erfolgte in vier Phasen. 
In Phase 1 verblieben 23 Salzstöcke, die in  Phase 2 nach Ausschlusskriterien wie  Größe, Tiefenlage Besiedlungsdichte und konkurrierenden
Nutzungsansprüchen untersucht wurden. Die hier verbliebenen 13 wurden in Phase 3  anhand einer Bewertungsrichtlinie des Bundesinnenministeriums untersucht. Zusätzlich wurde berücksichtigt, ob Grundwasservorranggebiete, Landschafts- oder Naturschutzgebiete einer Nutzung entgegenstehen. In Phase 4 blieben Wahn, Lichtenhorst, Gorleben und Höfer/ Mariaglück übrig. Diese Standorte sind noch einmal in einer zusätzlichen intensiven Diskussion  innerhalb der Projektgruppe geprüft worden. Dabei wiesen drei der möglichen Standorte jeweils mindestens ein Kriterium auf, das diese als mögliche Standorte ausschloss (Wahn, Truppenübungsplatz; Lichtenhorst (Grundwasservorranggebiet) und Höfer/ Mariaglück mit 25 km² relativ klein. So kam als Vorschlag für die Landesregierung Niedersachsens nur Gorleben (40 km², Unverritztheit) als geeigneter Standort in Betracht. Am 22.2.1977 wurde  Gorleben als vorläufiger Standort zur möglichen Entsorgung von radioaktiven Abfällen benannt. Anfang Juli 1977 akzeptierte die Bundesregierung unter Bundeskanzler Schmidt den Vorschlag und beauftragte die Physikalisch- Technische Bundesanstalt mit der Einleitung des Planfeststellungsverfahrens für die Endlagerung radioaktiver Abfälle. Er formulierte aber Bedenken wegen der Nähe zur damaligen DDR Grenze. 
Eine neue Suche nach einem Alternativstandort ist eine reine Verschwendung von Steuern, es sei denn, es bewürbe sich eine Gemeinde mit entsprechender Voraussetzung um die Endlagerung. Alles andere ist jahrzehntelang erfolglos erprobt und führte zum altbekannten „ the same procedure as every year“.
Nach dem 1998 erfolgten Regierungswechsel von CDU/FDP zu SPD/ Grüne wollte die neue Regierung  alles richten.

Schon im Februar 1999 setzte Umweltminister Trittin den Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte  (AkEnd) ein, der am 17. Dezember 2002 den Abschlussbericht „Auswahlverfahren für Endlager“ mit einem detaillierten Zeitplan veröffentlichte.
AkEnd hatte die Aufgabe, erstmals wissenschaftlich fundierte Kriterien für die Suche nach einem Endlagerstandort für radioaktiven Abfall unter Beteiligung der Betroffenen, aufzustellen.  Erwähnenswert ist die Aussage, dass  als bestes Endlagergestein „Salz, Ton und Granit“  nun auch dort anerkannt wurde. Neu war die Erkenntnis: „Der einschlusswirksame Gebirgsbereich muss über eine flächenmäßige Ausdehnung verfügen, die eine Realisierung des Endlagers zulässt (z.B. ca. 3 km2 in Salz bzw. 10 km2 in Ton oder Granit“).  Sie bestätigt, dass Steinsalz  mit seiner hohen spez. Wärme  die Wärmeentwicklung radioaktiver Abfälle und die Nachwärme am besten abführen kann. Es gehörte nicht zu den Aufgaben der Kommission, alternative Standorte zu benennen. Deren Tauglichkeit sollten im Vergleich mit den Eigenschaften Gorlebens beurteilt werden     
Das konzipierte Strategiepapier „Verantwortung übernehmen - den Endlagerkonsens realisieren“ verschwand aber in der Versenkung. Ein herbeizuführender Konsens über die Finanzierung (ca. Kosten: 1,5 Mrd. €)  einer neuerlichen Endlagersuche scheiterte und wurde  im Koalitionsvertrag von 2002 nicht mehr erwähnt. Die AkEnd Vorschläge wurden trotz des Zeitplans während der Regierungszeit Rot/Grün   nicht umgesetzt. 

Andere Länder wie z.B. Finnland, jüngst Schweden haben Granit und die USA einen Salzdom im Staat New Mexico als Endlager bestimmt. Die Schweiz untersucht als Endlager das Felsmassiv Mont Terri, das  aus einer einzigen Gesteinsart – Ton – besteht.                                         
Endlager Gorleben aus Expertensicht nur 2. Wahl ?       

Mit dem Regierungswechsel witterte die Opposition jetzt politische Einflussnahme  und Manipulation von Gutachten.                                                                        Als Kronzeuge diente  u, a. auch Prof. em. Gert Lüttig, Geologe, der kein Mitglied der AkEnd war.                                                                                                Die Nachrichtenagentur ddp überprüfte in einem Interview am 07.08.2009 die Anschuldigungen.                                                                                                      Nach Lüttig, der von seiner Amtsleitung  für das Suchverfahren eines Nuklearen Entsorgungszentrums abgestellt wurde und in den 1970er Jahren daran  beteiligt war,  soll der Salzstock Gorleben  vorrangig aus politischen Gründen zur Untersuchung als mögliches Endlager für Atommüll ausgewählt worden sein.                                                                                                         Er sagte: „Unter fachlichen Aspekten sei Gorleben nur zweite Wahl gewesen“.   
Das Suchverfahren begann  1972 mit ersten Untersuchungen an etwa 100 Salzstöcken, die  alle in Norddeutschland lagen. Später wurde die Zahl auf acht Salzstöcke eingeengt.  Gorleben war auch noch dabei. Drei kamen in die endgültige Wahl: Lichtenhorst/Ahlden bei Nienburg, Lutterloh/Fassberg bei Celle und Waten/Börger im Emsland, Gorleben nicht mehr. Diese drei  waren  damals im Gegensatz zu Gorleben schon angebohrt, allerdings noch nicht hinreichend untersucht.                                                                              Gorleben war nicht an meiner Empfehlung vorbei benannt worden, wie die wörtlich in  Bild 13 wiedergegebenen Fragen und   Antworten zeigen.                 Die in Kategorien vorgeschlagenen Salzstöcke waren die drei bereits benannten und die acht unbenannten. Für die Lagerung braucht man Raum, der in Gorleben vorhanden ist. Aus geologischer Sicht muss man wegen Gorleben nicht die Hände über dem Kopf zusammenschlagen!                                                                                      Frage: hat diese Kommission eine Empfehlung für einen Endlagerstandort abgegeben? Antwort Lüttig:“ Nein, dazu kam es nicht mehr …….. .“
Die im März 2010 eingesetzte parlamentarische Untersuchungskommission des Bundestages sollte zentralen Fragen von SPD, Grünen und Linkspartei klären. Einige wichtige Fragen sind verkürzt zusammengestellt.                       Bild 14                                                              

Die nachfolgen aufgeführten und bereits genannten Eigenschaften des Salzstocks Gorleben mögen nicht ideal sein, aber sie sind grundsolide. Er ist einer der größten Salzstöcke in Niedersachsen (Länge: ca. 14 km, Breite: ca. 4 km an breitester Stelle, Tiefe: ca. 3,5 km, Abstand Erdoberfläche – Salzoberfläche ca. 260 Meter. Der grob geschätzte Rauminhalt bei Verwendung von niedrig gewählten Mittelwerten beträgt: 

10 Länge x 2 Breite x 2 Tiefe = ca. 40 km3 entsprechend 80∙109 Tonnen Steinsalz (Dichte 2g pro cm3 = 2 Tonnen pro m3).

Der AkEnd Bericht (Seite 15, Tab. 2.1) gibt für die bis 2040 zu entsorgenden Wärme entwickelnder Abfälle mit 24.000 m³ entsprechend 480.000 Tonnen an. (Dichte 20g pro cm³; 20 Tonnen/ m³) an. Dies entspricht 0,0006 %. Bild 15                     
Das Bundesumweltministerium bezifferte am  2.1.02. 2010 den Abfall mit 

„450 Tonnen deutscher Atommüll pro Jahr“ (entspricht ca. 22,5 m³).

Vergleicht man die Kapazität von Gorleben mit dem anfallenden Volumen der Wärme entwickelnden Abfälle, kann ein räumliches Endlagerproblem nicht nachvollzogen werden.
Weltweit entstehen in den etwa 440 Kernkraftwerken pro Jahr rund 83.000 Tonnen (ca. 4150 m³). 

Das  Energieprogramm der Regierung, nach 12 Jahren den letzten Reaktor 2036 vom Netz zu nehmen war richtig. Dagegen ist das Ziel die Stromerzeugung unserer Kohle- und Kernkraftwerke durch den verstärkten Ausbau „additiver Energien“ weder zu erreichen noch zu finanzieren. Wie will man zusätzlich 
unseren Sozialstaat des 21. Jahrhunderts mit einer modernisierten Technologie des 19. Jahrhunderts gestalten?
Sicher ist, dass die Weichen für die 2. Hälfte des 21. Jahrhunderts bereits gestellt wurden. Mit den Kernreaktoren der 4. Generation und den Ergebnissen des europäischen Fusionsreaktors „Joint European Torus (JET)“  in GB wurde die Zukunft eingeleitet. Es war  gelungen, die Zündbedingungen für ein brennendes, d. h.  ein sich selbst erhaltendes Fusionsplasma mit einer Leistung von 16 MW zu realisieren. Der nächste Schritt wurde mit dem Bau eines Nachfolgefusionsreaktors genannt ITER eingeleitet. Daran beteiligen sich jetzt neben der Europäischen Union auch China, Indien, Japan, Russland, Südkorea und die USA, die in Paris am 21.11.2006 den Vertrag unterschrieben. Der neu zu  bauende Testreaktor ITER vom Typ Tokamak wird in Caderache/Südfrankr.

gebaut.                                                                                                         Bild 16                                                                                                                             
ITER soll etwa 2019 fertig gestellt werden und durchläuft derzeit eine schwierige Phase großer Turbulenzen. Die Kosten für Europa sind von ursprünglich 2.7 Mrd. auf 7.2 Mrd. € angestiegen. Im Rahmen der derzeit stattfindenden Projektkonsolidierung sollen die Kosten auf 6.6 Mrd. € reduziert und das Management deutlich verbessert werden.
Ziel: deutlich mehr Fusionsleistung als für die Aufheizung des Plasmas nötig zu erzeugen. Erzielt wurden bisher in Pulsen von ca. 2 sek., eine Spitzenleistung von 16 MW (60% der eingesetzten Leistung). 
Die MPG betreibt im Institut für Plasmaphysik in Garching den Tokamak ASDEX Upgrade - die größte deutsche Fusionsanlage   sowie den WENDELSTEIN 7-AS, Typ Stellarator. Während  Tokamaks das Magnetfeld z. T. mit Hilfe eines im Plasma fließenden elektrischen Stroms herstellen,   Bild 17                                    benutzen Stellaratoren ausschließlich äußere Magnetspulen. Nach ca. zehnjähriger Arbeit gelang es mit Hilfe moderner Großcomputer,  mögliche Stellarator-Konfigurationen  derart zu optimieren, dass alle mit dem Plasmastrom der Tokamaks verbundenen Nachteile wegfallen.                 Bild 18                                                                                                                                                                                                                                                                                   
Im Teilinstitut Greifswald konzentriert man sich auf die Weiterentwicklung des Stellarator und baut den Nachfolger WENDELSTEIN 7-X.
Sein Magnetfeld sollte überlegene Einschlusseigenschaften besitzen, die man früher in einem Stellarator noch für unmöglich hielt. Bei 100 Millionen und mehr Grad darf sich das dünne, heiße Gas nicht abkühlen d.h. es darf mit dem einschließenden Gefäß nicht in Berührung kommen. Da Plasmateilchen aber eine elektrische Ladung tragen, können sie in einem Magnetfeldkäfig eingeschlossen werden. Das WENDELSTEIN-7X Plasma soll überzeugende Schlüsse auf die Kraftwerkseigenschaften der Stellaratoren ermöglichen. Da es keinen Plasmastrom benötigt, kann es stationär arbeiten und als Grundlastkraftwerk dienen.

Außerdem kann das WENDELSTEIN 7-X Experiment ohne den radioaktiven Brennstoffbestandteil Tritium betrieben werden. Informationen über das Verhalten eines brennenden Plasmas soll der in globaler Zusammenarbeit geplante Tokamak- Testreaktor ITER liefern. 

Im weltweit einzigen Institut werden die beiden Haupttypen von Fusionsanlagen - Tokamaks und Stellaratoren - parallel zueinander entwickelt, was den direkten Vergleich möglich macht.

Angestrebter Zeitplan für WENDELSTEIN 7-X: die letzten Grossteile aus Industrieller Fertigung sind am 2.12.209 eingetroffen. 
Die Montage soll im Sommer 2014 beendet sein und liegt seit etwa 3 Jahren sowohl im Zeit- als auch im Kostenplan.

Auf der Basis der erzielten Ergebnisse von ITER und WENDELSTEIN 7-X könnte in ca. 2035-2040 ein Demonstrationskraftwerk gebaut werden, dass den ersten Strom produziert.  Mit dem Bau der ersten kommerziellen Reaktoren        - entweder als Tokamak oder als Stellarator - könnte ca. 2045 gerechnet werden. Ein Gramm Brennstoff erzeugt 90.000 kWh entsprechend der Verbrennungswärme von elf  Tonnen Kohle.                                 

Mit dem letzten Bild 19 das den aktuellen Bauzustand des WENDELSTEIN 7-X möchte ich meinen Vortrag schliessen.
